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THEMA DES MON ATS  

Politische Einigung zu der Richtlinie über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden (EPBD) 

Nach zwei Jahren intensiver Gespräche erzielten die europäischen Institutionen am 7. Dezember 2023 

eine vorläufige politische Einigung zur Richtlinie über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden (Energy 

Performance of Buildings Directive, EPBD). Das Hauptziel der Richtlinie ist, den Gebäudebestand durch 

einschlägige Vorgaben zur Energieeffizienz so zu transformieren, dass die Europäische Union bis zum 

Jahr 2050 ihr Ziel der Klimaneutralität erreicht. 

 

Die wichtigsten Punkte der Einigung sind: 

• Anders als von der Europäischen Kommission vorgeschlagen, wird es keine Mindestnormen für 

die Gesamtenergieeffizienz (MEPS) für Wohngebäude geben: Vielmehr müssen die Mitgliedstaa-

ten nationale Zielvorgaben festlegen, um den Primärenergieverbrauch bis 2030 um 16% und bis 

2035 um 20-22% zu senken. 55% der Reduzierung des Energieverbrauchs müssen durch die Re-

novierung von 43% der am wenigsten energieeffizientesten Gebäude in einem Mitgliedsstaat er-

reicht werden.  

• Nichtwohngebäude: Für Nichtwohngebäude gilt, dass bis 2030 16% der am wenigsten effizienten 

Nicht-Wohngebäude („worst performing buildings“) und bis 2033 26% renoviert werden müssen. 

Die Mitgliedstaaten können entscheiden, ob sie den Energieverbrauch durch primäre oder endgül-

tige Messwerte angeben. Es besteht auch die Möglichkeit, bestimmte Gebäude auszunehmen.  

• Energieausweise: Es wird keine Harmonisierung der Energieausweise auf europäischer Ebene 

geben. Stattdessen sieht die Trilog-Einigung ein einheitliches Format für die Energieausweise vor. 

• Solarenergie: Wenn technisch und wirtschaftlich möglich, müssen die Mitgliedstaaten schrittweise 

Solarenergieanlagen auf Nichtwohngebäuden und in allen neuen Wohngebäuden ab dem 31. De-

zember 2026 installieren. Bei Wohngebäuden gilt diese Pflicht ab dem 31. Dezember 2029. Dies-

bezüglich hatte es in der Branche insbesondere auch Kritik an nationalen steuerrechtlichen Vor-

gaben gegeben, die den Ausbau der Solarenergie etwa für Spezialfonds auf da NWG erschwerten, 

die sich auf Grund flacher Dächer besonders für Photovoltaik-Anlagen eignen würden. 

• Heizkessel für fossile Brennstoffe: Die Mitgliedstaaten müssen in ihren nationalen Sanierungsfahr-

plänen das Verbot von Heizkesseln für fossile Brennstoffe bis 2040 vorsehen. Subventionen für 

die Installation mit fossilen Brennstoffen betriebener Einzelkessel sind ab dem 1. Januar 2025 nicht 

mehr zulässig. 

• Renovierungswelle: Die EPBD legt Renovierungsziele fest, die in nationale Gebäudesanierungs-

pläne übernommen werden müssen.  

• Ausnahmen: Landwirtschaftliche Gebäude und denkmalgeschützte Gebäude sind von dieser 

Richtlinie ausgenommen, und die Mitgliedstaaten können weitere Gebäude aufgrund historischer, 

religiöser, militärischer oder anderer Kriterien ausnehmen. 

 

Nach der Einigung müssen nun das Europäische Parlament und der Rat der Mitgliedstaaten dem Kompro-

miss zustimmen, die eine reine Formsache sein dürfte. 20 Tage nach der folgenden Veröffentlichung im 

EU-Amtsblatt tritt die Richtlinie in Kraft und muss spätestens 18 Monate nach Inkrafttreten in nationales 

Recht überführt werden. In Deutschland wird dies mittels der Gebäuderichtlinie im Gebäudeenergiegesetz 

(GEG) umgesetzt. 

 

Insgesamt wird das Ergebnis der Trilog-Verhandlungen mit Blick auf die ursprünglichen Forderungen der 

EU-Kommission und des Europäischen Parlaments weithin als ausgewogener Kompromiss gesehen. Zwar 

seien die Ziele für Wohngebäude sehr ambitioniert, aber realisierbar, sofern national eine angemessene 

Förderkulisse für energetische Sanierungen und Neubauten sichergestellt würden. (gdw/zia) 

 

https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2023/12/07/fit-for-55-council-and-parliament-reach-deal-on-proposal-to-revise-energy-performance-of-buildings-directive/
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AKTU ELLES AU S POLITIK UND  GESETZGEBUNG  

Veröffentlichung der Erneuerbare-Energien-

Richtlinie (RED) im EU-Amtsblatt 

Nach der Veröffentlichung im EU-Amtsblatt Ende 

Oktober 2023 ist die überarbeitete Erneuerbare-

Energien-Richtlinie (RED III) am 20. November 2023 

in Kraft getreten. Ziel der RED III ist es, den Anteil 

der erneuerbaren Energien am Gesamtenergiever-

brauch der EU bis 2030 von derzeit 32% auf 42,5% 

zu erhöhen, mit einer indikativen Erhöhung um 2,5% 

auf 45%. 

Jeder Mitgliedstaat soll dazu beitragen, ehrgeizigere 

sektorspezifische Ziele in den Bereichen Verkehr, 

Industrie, Gebäude sowie Fernwärme und -kälte zu 

erreichen. Teilziele sollen die Integration erneuerba-

rer Energien in Sektoren beschleunigen, in denen 

die Einführung langsamer voranschreitet. 

Für den Gebäudesektor wird ein Richtwert für den 

Anteil erneuerbarer Energien in Gebäuden von min-

destens 49% im Jahr 2030 festgelegt. Die Zielvorga-

ben für erneuerbare Energien bei Heizung und Küh-

lung werden schrittweise erhöht, wobei auf nationa-

ler Ebene bis 2026 ein verbindlicher Anstieg von 

0,8% pro Jahr und von 2026 bis 2030 von 1,1% vor-

gesehen ist. Zu der für alle Mitgliedstaaten gelten-

den durchschnittlichen jährlichen Mindestquote 

kommen zusätzliche indikative Steigerungsraten 

hinzu, die für jeden Mitgliedstaat einzeln berechnet 

werden. 

Für die Umsetzung der RED III-Richtlinie in nationa-

les Recht haben die Mitgliedstaaten 18 Monate Zeit. 

(gdw) 

 

Europäisches Strommarktdesign: EU-Gesetzge-

ber erzielen vorläufige Einigung  

Am 14. Dezember 2023 konnten sich die Verhand-

lungsparteien auf eine vorläufige politische Einigung 

bei der Überarbeitung des europäischen Strom-

marktdesigns einigen. Europäisches Parlament, Rat 

der EU und Kommission hatten seit Oktober im so-

genannten Trilog-Verfahren verhandelt.  

Die Europäische Kommission hatte ihren Vorschlag 

zur Reform des EU-Strommarktes am 14. März 

2023 vorgestellt. Dieser zielte darauf ab, die hohen 

und volatilen Energiepreise für Verbraucher und Un-

ternehmen zu senken und gleichzeitig die europäi-

sche Energiesouveränität und Klimaneutralität zu 

gewährleisten. Die Reform umfasst die Überarbei-

tung mehrerer EU-Rechtsvorschriften: der Elektrizi-

tätsverordnung (EU 2019/943), der Elektrizitätsricht-

linie (EU 2019/944) und der Verordnung über die In-

tegrität und Transparenz der Energiegroßhandels-

märkte (REMIT) (EU 1227/2011) (vgl. EU-Info April-

Mai 2023). Zu letzterer konnten die Verhandlungs-

parteien bereits am 16. November 2023 eine Eini-

gung erzielen.  

Zu den wichtigsten Themen innerhalb der Verhand-

lungen zählten der Schutz von Kunden, der Umgang 

mit sogenannten zweiseitigen Differenzkontrakten 

(Contracts for Difference, CfD), Kapazitätsmecha-

nismen zur Stabilisierung des Strombedarfs, die 

Strombezugsverträge (Power Purchase Agree-

ments, PPA) und die Regelung für Strompreiskrisen.  

Die nun erzielte vorläufige Einigung sieht vor, dass 

PPAs es den Mitgliedstaaten ermöglichen, aus-

schließlich den Kauf von Strom aus neuen erneuer-

baren Energien zu unterstützen, wenn dies den De-

karbonisierungsplänen der Länder entspricht. Frei-

willige standardisierte Verträge bleiben optional.  

Hinsichtlich des Zugangs zu erschwinglicher Ener-

gie in Strompreiskrisen wird dem Rat der EU die Be-

fugnis übertragen, basierend auf einem Kommissi-

onsvorschlag eine Krise auszurufen. Kriterien wie 

der Großhandelsstrompreis oder ein stark steigen-

der Endkundenstrompreis müssen dabei berück-

sichtigt werden. Mitgliedstaaten sollen weiterhin be-

fähigt sein, die Strompreise für schutzbedürftige und 

benachteiligte Kunden zu senken. Weiterhin sieht 

die Einigung vor, dass Maßnahmen für schutzbe-

dürftige Kunden vor Abschaltungen verstärkt wer-

den, wobei eine Definition von Energiearmut hinzu-

gefügt wird.  

Die Nutzung der CfD sollen für Investitionen in neue 

Stromerzeugungsanlagen verwendet werden, die 

ähnliche Auswirkungen wie direkte Preisstützungs-

regelungen haben. Diese Regeln gelten nach einer 

Übergangszeit von drei Jahren. Die vorläufige Eini-

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=OJ:L_202302413
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=OJ:L_202302413
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231211IPR15805/electricity-market-deal-on-protecting-consumers-from-sudden-price-shocks
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231211IPR15805/electricity-market-deal-on-protecting-consumers-from-sudden-price-shocks
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231211IPR15805/electricity-market-deal-on-protecting-consumers-from-sudden-price-shocks
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A52023PC0148
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A52023PC0148
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32019R0943&from=HR
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32019L0944
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=celex%3A32011R1227
https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2023/11/16/protection-against-market-manipulation-in-the-wholesale-energy-market-council-and-parliament-reach-deal/
https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2023/11/16/protection-against-market-manipulation-in-the-wholesale-energy-market-council-and-parliament-reach-deal/
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gung sieht Flexibilität bei der Umverteilung der Ein-

nahmen aus CfDs vor, um die Endkunden zu unter-

stützen oder die Stromkosten zu senken.  

Die geplanten Kapazitätsmechanismen sollen struk-

tureller Bestandteil des Strommarktes werden, wo-

bei mögliche Ausnahmen von der CO2-Emissions-

grenze für bereits zugelassene Mechanismen mög-

lich sind.  

Bevor die vorläufige Einigung rechtskräftig wird, 

müssen die finalen Texte durch das Europäische 

Parlament und den Rat der EU verabschiedet wer-

den. Danach werden sie im Amtsblatt der EU veröf-

fentlicht und in Kraft treten. (zia)  

 

Data Act – Finale Annahme der politischen Eini-

gung im Rat der EU 

Am 27. November 2023 nahm der Rat der Europäi-

schen Union final die Einigung über die EU-Daten-

verordnung (Data Act) an. Die Europäische Kom-

mission hatte den Vorschlag für eine Verordnung 

über harmonisierte Regeln über den Zugang und die 

Nutzung von Daten am 23. Februar 2022 vorgelegt. 

Das Europäische Parlament und der Rat der EU er-

zielten im sogenannten Trilog-Verfahren am 28. Juni 

2023 eine vorläufige politische Einigung, die am 19. 

Juli 2023 durch das Plenum des Parlaments bestä-

tigt wurde.  

Ziel der Verordnung ist es, mehr Daten für die Nut-

zung und Verarbeitung verfügbar zu machen und 

gleichzeitig sektorübergreifend zu regeln, wessen 

Daten zu welchen Zwecken von wem genutzt wer-

den dürfen. Damit werden Hersteller und Dienstleis-

ter verpflichtet, ihren Nutzern - Unternehmen wie 

Privatpersonen - den Zugang zu ihren Daten und de-

ren Weiterverwendung zu ermöglichen. Beispiels-

weise sollen Mieterinnen und Mietern ihre durch 

Smart Meter erfassten Daten für Dritte (bspw. für 

Anwendungen zur Steigerung der Energieeffizienz) 

zugänglich machen können.  

Der Wechsel von Anbietern datenverarbeitender 

Dienste soll vereinfacht und es sollen harmonisierte, 

sektorübergreifende Interoperabilitätsstandards ent-

wickelt werden.  

Die wichtigsten Bestandteile der neuen Datenver-

ordnung beinhalten: 

• Einen Anwendungsbereich, der alle ver-

netzten Geräte (z. B. intelligente Gebäude-

technik, Industriemaschinen oder auch in-

telligente Haushaltsgeräte) umfasst; 

• Schutzmaßnahmen zur Wahrung von Be-

triebsgeheimnissen, geistigen Eigentums 

oder etwa Vorkehrungen für außergewöhn-

liche Umstände und Schlichtungsmecha-

nismen; 

• einen vereinfachten Wechsel zwischen ver-

schiedenen Anbietern von Cloud-Diensten 

und eine Stärkung des Schutzes vor un-

rechtmäßiger Übermittlung von Daten;  

• die Bestimmung nationaler Organisationen 

für die nationale Umsetzung; in Deutsch-

land wird voraussichtlich die Bundesnetza-

gentur diese Aufgaben übernehmen.  

Als Verordnung tritt der Data Act ohne weitere nati-

onale Umsetzung 20 Tage nach der Veröffentli-

chung im offiziellen Amtsblatt der EU unmittelbar in 

Kraft. Danach sind die Vorgaben 20 Monate nach 

Inkrafttreten anzuwenden, ausgenommen der über 

den vereinfachten Zugang zu Daten neuer Produkte 

(Art. 3 (1)). Für Letztere ist eine Frist von 32 Mona-

ten nach Inkrafttreten vorgesehen. (zia) 

 

Vorläufige politische Einigung zum Gesetz über 

Künstliche Intelligenz (KI) 

Am 9. Dezember 2023 konnten das Europäische 

Parlament, der Rat der Europäischen Union und die 

Europäische Kommission eine vorläufige politische 

Einigung zum Gesetz über Künstliche Intelligenz 

(AI-Act) erzielen. Im sogenannten Trilog-Verfahren 

führten die gesetzgebenden Organe und die Euro-

päische Kommission komplizierte und langwierige 

Verhandlungen zu der umstrittenen Regulierung von 

KI. Die EU ist damit die erste Region weltweit, die 

ein umfassendes Rahmengesetz über die Anwen-

dung von KI beschließt. Durch den vereinbarten risi-

kobasierten Ansatz, der von verschiedenen Risiko-

stufen unterschiedlicher Anwendungen ausgeht und 

dementsprechend abgestufte Anforderungen etwa 

an Transparenz- und Dokumentationspflichten zu 

den verwandten Algorithmen festschreibt, werden 

https://data.consilium.europa.eu/doc/document/PE-49-2023-INIT/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/PE-49-2023-INIT/en/pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/docs_autres_institutions/commission_europeenne/com/2022/0068/COM_COM(2022)0068_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/docs_autres_institutions/commission_europeenne/com/2022/0068/COM_COM(2022)0068_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/docs_autres_institutions/commission_europeenne/com/2022/0068/COM_COM(2022)0068_EN.pdf
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_23_6473
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_23_6473
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_23_6473
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etwa Hochrisikoanwendungen ausgeschlossen 

bzw. eingeschränkt. Das gilt beispielsweise für Ge-

sichtserkennung und darauf basierende „Sozial-

punkte“ sowie andere Hochrisikosysteme wie Kre-

ditwürdigkeitsprüfungen oder die Verwendung zur 

Auswahl von Bewerbungen, wo ein besonders ho-

hes Diskriminierungsrisiko bestehe. Bei sogenann-

ten Foundation Models wie ChatGPT sieht die Eini-

gung v. a. bei systemischen Risiken aus der Anwen-

dung der Modelle besonders intensive Risikoprüfun-

gen und hohe Dokumentationspflichten vor. Die De-

batte war insbesondere von der Abwägung zwi-

schen Regulierung und Innovationsoffenheit ge-

prägt, sowie der Frage der Wahrung von Bürger-

rechten (z. B. bei biometrischer Videoüberwachung 

in der Strafverfolgung). 

Für die Branche und die Erreichung der Green Deal-

Ziele ist es von großer Bedeutung, dass insbeson-

dere auch die KI-basierte Reduzierung des CO2-

Ausstosses möglich bleibt und gefördert wird, ohne 

dass dies berechtigten Interessen Betroffener und 

rationaler Risikowürdigung zuwiderliefe. Insbeson-

dere auch verwandte Dossiers wie die DSGVO oder 

kürzlich der EU Data Act sind insofern von hoher Re-

levanz. (zia) 

 

EU-Lieferkettengesetz: Politische Einigung zwi-

schen Europäischem Parlament und Rat der EU 

Am 14. Dezember 2023 haben sich der Rat der EU, 

das Europäische Parlament und die Europäische 

Kommission vorläufig auf eine Richtlinie über die 

Sorgfaltspflichten von Unternehmen im Hinblick auf 

Nachhaltigkeit (Corporate Sustainability Due Dili-

gence, CSDDD) geeinigt. 

Die Europäische Kommission hatte am 23. Februar 

2022 den Vorschlag für eine Richtlinie des „europä-

ischen Lieferkettengesetzes“ vorgestellt. Dieser ent-

hält Sorgfaltspflichten für Unternehmen etwa bzgl. 

der Einhaltung von Menschenrechten oder des Um-

weltschutzes. Ziel ist, eventuelle negative Auswir-

kungen der Geschäftstätigkeiten von Unternehmen 

in deren Wertschöpfungsketten innerhalb und au-

ßerhalb Europas zu vermeiden. 

Mit Blick auf das Dossier zeigten sich sowohl zwi-

schen den Ko-Gesetzgebern – Europäischem Par-

lament und Rat der EU – als auch jeweils innerhalb 

der beiden Institutionen deutliche Differenzen. Ins-

besondere der Anwendungsbereich der vorgesehen 

Pflicht der Berichterstattung, die Ausweitung des 

Anwendungsbereichs auf den Finanzsektor, die 

Pflichten für Direktoren sowie die Definition der Lie-

fer- bzw. Wertschöpfungskette wurden zwischen 

und innerhalb der Verhandlungsparteien intensiv 

diskutiert. 

Die nun erzielte vorläufige Einigung soll verantwort-

liches Handeln großer Unternehmen gewährleisten 

und negative Auswirkungen auf Umwelt und Men-

schenrechte vermeiden helfen. Sie betrifft nicht nur 

die eigenen Tätigkeiten der Unternehmen, sondern 

auch die ihrer Tochtergesellschaften und Geschäfts-

partner. Die Einigung legt den Anwendungsbereich 

der Richtlinie auf Unternehmen mit mehr als 500 Be-

schäftigten und einem weltweiten Nettoumsatz von 

150 Millionen Euro fest. Der Finanzsektor ist dabei 

vorerst ausgenommen, eine zukünftige Einbezie-

hung wird aber geprüft, so der Rat der EU.  

Im Bereich der zivilrechtlichen Haftung wird die Ver-

fügbarkeit von Rechtsmitteln für Betroffene gestärkt 

und eine Frist von fünf Jahren für die Geltendma-

chung von Ansprüchen gesetzt. Unternehmen müs-

sen Geschäftsbeziehungen beenden, wenn ihre Ge-

schäftspartner negative Auswirkungen auf die Um-

welt oder die Menschenrechte haben und diese 

nicht gestoppt werden können. Geldbußen können 

bis zu 5% des Nettoumsatzes des haftenden Unter-

nehmens betragen. Die Einhaltung der Richtlinie 

kann auch als Kriterium für die Vergabe von öffentli-

chen Aufträgen genutzt werden. Die Anforderungen 

und Verbote werden durch internationale Instru-

mente und Übereinkommen präzisiert. 

Die vorläufige Einigung muss nun noch durch die 

Ko-Gesetzgeber angenommen werden, bevor der 

Text finalisiert, veröffentlicht und in Kraft treten kann. 

(zia) 

 

 

 

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2023/12/14/corporate-sustainability-due-diligence-council-and-parliament-strike-deal-to-protect-environment-and-human-rights/
https://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:bc4dcea4-9584-11ec-b4e4-01aa75ed71a1.0007.02/DOC_1&format=PDF
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STADTENTWIC KLUN G UND  RAUM ORDNUNG 

Vorläufige Einigung zur Nature Restoration-Ver-

ordnung (NRL) 

Europäisches Parlament, Rat und Kommission ha-

ben am 9. November 2023 eine vorläufige politische 

Einigung über den Vorschlag für eine Verordnung 

zur Wiederherstellung der Natur erzielt. Mit der Ver-

ordnung sollen rechtsverbindliche Ziele für jedes der 

in den Anhängen I und II der Verordnung aufgeführ-

ten Ökosysteme - landwirtschaftliche Flächen, Wäl-

der, Meeres-, Süßwasser- und städtische Ökosys-

teme – festgelegt werden. Ziel ist, bis 2030 mindes-

tens 20% der Land- und Meeresflächen der EU und 

bis 2050 alle sanierungsbedürftigen Ökosysteme 

wiederherzustellen. 

So ist beispielsweise vorgesehen, dass die Mitglied-

staaten städtische Grünflächen vergrößern, bis ein 

zufriedenstellendes Niveau erreicht ist. Vorm In-

krafttreten der Verordnung bis Ende 2030 müssen 

sie außerdem sicherstellen, dass es zu keinem Net-

toverlust an städtischen Grünflächen und städti-

schem Baumbestand kommt, sofern die städtischen 

Ökosysteme nicht bereits zu mehr als 45% aus 

Grünflächen bestehen. 

Sie müssen aber auch vom Menschen verursachte 

Hindernisse für die Vernetzung von Oberflächenge-

wässern identifizieren und beseitigen. So wollen bis 

2030 mindestens 25.000 Kilometer Fließgewässer 

wieder in frei fließende Flüsse verwandelt und die 

wiederhergestellte natürliche Vernetzung von Fließ-

gewässern erhalten werden. 

Darüber hinaus sind Maßnahmen zu ergreifen, die 

die biologische Vielfalt der Waldökosysteme verbes-

sern und auf nationaler Ebene ansteigende Indika-

toren stehenden und liegenden Totholzes und des 

gemeinsamen Waldvogelindex unter Berücksichti-

gung der Waldbrandgefahr zu erreichen. Die Länder 

werden aufgefordert, dazu beizutragen, dass bis 

2030 auf EU-Ebene mindestens drei Milliarden zu-

sätzliche Bäume gepflanzt werden. 

Um die Fortschritte zu messen, müssen die EU-Län-

der nationale Wiederherstellungspläne erstellen, die 

von der Europäischen Kommission überprüft wer-

den. Zunächst werden Pläne für den Zeitraum bis 

Juni 2032 mit einer strategischen Vision für die Zeit 

danach vorgelegt, Pläne bis 2042 mit einer strategi-

schen Vision bis 2050, gefolgt von Plänen mit einem 

Überblick von Juni 2042 bis 2050. 

Die Mitgliedstaaten müssen dazu in der Lage sein, 

der Vielfalt ihrer sozioökonomischen und kulturellen 

Bedürfnisse, den regionalen und lokalen Besonder-

heiten, der Bevölkerungsdichte und der besonderen 

Situation der Regionen in äußerster Randlage Rech-

nung zu tragen. 

Im Jahr 2033 wird die Kommission die Anwendung 

der Verordnung und ihre Auswirkungen auf die Sek-

toren Landwirtschaft, Fischerei und Forstwirtschaft 

sowie ihre weiteren sozioökonomischen Auswirkun-

gen bewerten und sie gegebenenfalls überarbeiten. 

Für Städte mit Bevölkerungszuwachs in Deutsch-

land wird die Richtlinie mittelfristig eine Herausfor-

derung bei dem Versuch, den Flächenverbrauch zu 

limitieren und dabei ausreichenden Wohnraum und 

Gewerbegebiete auszuweisen. 

Die Verordnung muss im nächsten Schritt von Euro-

päischem Parlament und Rat formell angenommen 

werden, bevor sie im Amtsblatt der EU veröffentlicht 

werden und in Kraft treten kann. (gdw)  

 

Kulturförderung: Neuer Aufruf zur Unterstüt-

zung grenzübergreifender Netzwerke gestartet 

Am 24. November 2023 hat die Europäische Kom-

mission einen Förderaufruf für grenzüberschrei-

tende Netzwerke im Rahmen des Programms Krea-

tives Europa 2021-2027 lanciert. Der Aufruf richtet 

sich an Organisationen aus dem Kunst- und Kultur-

sektor, die sich für grenzüberschreitende Vernet-

zung einsetzen. Insgesamt sollen etwa 30 Netz-

werke mit insgesamt 39,7 Millionen Euro gefördert 

werden. Frist für Einreichungen ist der 7. März 2024. 

Weitere Informationen finden sich im Finanzierungs- 

und Ausschreibungsportal der EU. Für Interessierte 

aus Deutschland steht der Creative Europe Desk 

Kultur für eventuelle Fragen bei der Antragstellung 

zu Verfügung. (zia) 

 

https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-15907-2023-INIT/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-15907-2023-INIT/en/pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/docs_autres_institutions/commission_europeenne/com/2022/0304/COM_COM(2022)0304_DE.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/docs_autres_institutions/commission_europeenne/com/2022/0304/COM_COM(2022)0304_DE.pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-15907-2023-INIT/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-15907-2023-INIT/en/pdf
https://culture.ec.europa.eu/creative-europe/about-the-creative-europe-programme
https://culture.ec.europa.eu/creative-europe/about-the-creative-europe-programme
https://ec.europa.eu/info/funding-tenders/opportunities/portal/screen/opportunities/topic-details/crea-cult-2024-net?openForSubmission=false&programmePeriod=2021%20-%202027&frameworkProgramme=43251814
https://ec.europa.eu/info/funding-tenders/opportunities/portal/screen/opportunities/topic-details/crea-cult-2024-net?openForSubmission=false&programmePeriod=2021%20-%202027&frameworkProgramme=43251814
https://kultur.creative-europe-desk.de/foerderung/europaeische-netzwerke/
https://kultur.creative-europe-desk.de/foerderung/europaeische-netzwerke/
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Informelles Treffen der EU-Wohnungsbau 

minister – Erklärung von Gijón 

Am 14. November 2023 fand im Rahmen der spani-

schen EU-Ratspräsidentschaft in La Laboral Ciudad 

de Cultura in Gijón das informelle Ministertreffen 

zum Thema Stadtentwicklung und Wohnen statt. Die 

deutsche Bundesbauministerin Klara Geywitz nahm 

an dem Treffen teil. Schwerpunkte des im Rahmen 

der spanischen EU-Ratspräsidentschaft organisier-

ten Ministertreffens waren die Wohnungs- und 

Stadtentwicklungspolitik sowie die Förderung 

freundlicherer, widerstandsfähigerer und nachhalti-

gerer Städte. 

Anhaltend hohe Wohnungspreise und ein zuneh-

mender Mangel an erschwinglichem Wohnraum 

wurden in diesen Gesprächen als maßgebliche 

Schwierigkeiten benannt, um vor allem Haushalten 

mit niedrigem und mittlerem Einkommen, jungen 

Menschen und besonders schutzbedürftigen Grup-

pen wie Älteren oder Menschen mit Behinderungen 

Zugang zu angemessenem Wohnraum zu ermögli-

chen. 2021 lebte etwa 8,7% der EU-Bevölkerung in 

Haushalten, die 40% oder mehr ihres verfügbaren 

(Äquivalenz-) Einkommens für Wohnraum aufwen-

deten – eine Zunahme um einen Prozentpunkt ge-

genüber 2020. Laut des Deutschen Statistischen 

Bundesamtes waren 2020 circa 11,8% der deut-

schen Haushalte durch Wohnkosten überbelastet. 

Die Zahl der Obdachlosen nahm in den letzten zehn 

Jahren in den meisten Mitgliedstaaten ebenfalls er-

heblich zu. Auch der 8. Bericht über den wirtschaft-

lichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt 

schlug mit Blick auf Wohneigentum Alarm. So war 

Wohnungseigentum 2018 in städtischen Regionen 

im EU-Durchschnitt um 82% teurer als in ländlichen 

Regionen (2.254 €/m² gegenüber 1.238 €/m²; basie-

rend auf GFS-Daten für 20 Mitgliedstaaten). Hinzu 

kommt, dass der Quadratmeterpreis zwischen 2012 

und 2018 in städtischen Regionen um 417 €, in länd-

lichen Regionen jedoch nur um 183 € gestiegen ist. 

Dieser Trend veranschaulicht die vorherrschend an-

gespannte Lage des städtischen Immobilienmark-

tes. 

Vor diesem Hintergrund unterstreichen die für Woh-

nungswesen und Stadtentwicklung zuständigen EU-

Minister und Ministerinnen in der Erklärung von 

Gijón ihr Engagement für angemessenen und be-

zahlbaren Wohnraum. Zwei Punkte wurden in der 

Erklärung besonders hervorgehoben: Angesichts 

der großen Herausforderungen wie Preisanstieg 

und Wohnraummangel soll die Wohnungspolitik auf 

europäischer Ebene weiterentwickelt werden. Diese 

Herausforderungen müssen in Zusammenarbeit mit 

allen Regierungsebenen (europäisch, national, regi-

onal, lokal) durch Governance-Instrumente bewäl-

tigt werden. Die Deklaration fordert die Europäische 

Kommission auf, die aktuellen Instrumente zur Er-

gänzung nationaler, regionaler und lokaler Unter-

stützungssysteme im Wohnungssektor zu verstär-

ken und die Arbeit der "Urbanen Agenda für die Eu-

ropäische Union" fortzusetzen, um Stadtentwicklung 

weiterhin nachhaltig zu fördern. Die EU-Mitglied-

staaten sind dazu aufgerufen, die Möglichkeiten der 

Mitgestaltung und der EU-Finanzierung zu nutzen. 

Nachhaltigkeit ist ein weiterer wichtiger Aspekt. 

Städte sind für einen großen Teil der CO2-Emissio-

nen verantwortlich, und Gebäude müssen an die 

Auswirkungen des Klimawandels angepasst wer-

den. Zukünftige Anforderungen an Qualität, Funkti-

onalität und Barrierefreiheit von Gebäuden sowie an 

Energieeffizienz und Energieeinsparung müssen er-

füllt werden, heißt es in der Erklärung. 

Die Auseinandersetzung mit dem Thema Stadtent-

wicklung und Wohnungsversorgung auf EU-Ebene 

wird über die spanische Ratspräsidentschaft hinaus 

auf der Agenda bleiben. Am 1. Januar 2024 über-

nimmt Belgien turnusmäßig die Ratspräsidentschaft 

des Rats der EU. Der Vorsitz in den verschiedenen 

Politikbereichen wurde zwischen der föderalen 

Ebene, den föderierten Einheiten und den Gemein-

schaftseinheiten aufgeteilt. Die Region Brüssel-

Hauptstadt wird unter anderen den Vorsitz im Rat 

zur "Stadtpolitik" übernehmen. So ist in der ersten 

Jahreshälfte ebenfalls ein informelles Ministertreffen 

in der europäischen Hauptstadt geplant, um die Be-

deutung von Städten als europäische Partner und 

treibende Kräfte in der EU hervorzuheben. (dv/gdw) 

  

https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ILC_LVHO07A__custom_3454222/default/table
https://www.destatis.de/Europa/DE/Thema/Bevoelkerung-Arbeit-Soziales/Soziales-Lebensbedingungen/Wohnkosten.html
https://www.destatis.de/Europa/DE/Thema/Bevoelkerung-Arbeit-Soziales/Soziales-Lebensbedingungen/Wohnkosten.html
https://ec.europa.eu/regional_policy/information-sources/publications/reports/2022/eighth-report-on-economic-social-and-territorial-cohesion_de
https://ec.europa.eu/regional_policy/information-sources/publications/reports/2022/eighth-report-on-economic-social-and-territorial-cohesion_de
https://spanish-presidency.consilium.europa.eu/media/yk0nbyeh/gij%C3%B3n-declaration.pdf
https://spanish-presidency.consilium.europa.eu/media/yk0nbyeh/gij%C3%B3n-declaration.pdf
https://www.nationale-stadtentwicklungspolitik.de/NSP/DE/Grundlagen/Internationales/StaedteagendaEU/staedte_node.html
https://www.nationale-stadtentwicklungspolitik.de/NSP/DE/Grundlagen/Internationales/StaedteagendaEU/staedte_node.html
https://perspective.brussels/en/studies-and-observations/international/presidency-council-european-union
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WOHNUNGS-  UND IMM OBILIENWIRTSCHAFT  

Cyber Resilience Act: Gesetzgeber erzielen  

politische Einigung 

Am 30. November 2023 erzielten das Europäische 

Parlament, der Rat der Europäischen Union und die 

Europäische Kommission eine vorläufige politische 

Einigung zur Cyberresilienz. Die Kommission hatte 

den Vorschlag am 15. September 2022 vorgelegt, 

um die bestehende Rahmengesetzgebung zur Cy-

bersicherheit in der Union zu ergänzen (vgl. u. a. 

EU-Info November 2023). Damit soll der zuneh-

mende wirtschaftliche Schaden durch Cyberatta-

cken gemindert werden. Die Kommission identifi-

ziert dabei zwei Kernprobleme: (i) unzureichende 

Vorkehrungen in der Cybersicherheit sowie (ii) ein 

unzureichendes Verständnis und lückenhafter Zu-

gang zu Informationen von Nutzern, was zu fahrläs-

sigem Verhalten und der Wahl unsicherer Dienst-

leistungen und Produkte führt.  

Die nun erzielte Einigung sieht folgende Neuerun-

gen für den Rechtsrahmen zur Cybersicherheit vor: 

 

• Der Anwendungsbereich umfasst sowohl di-

rekt als auch indirekt mit dem Netz oder an-

deren Geräten verbundene Geräte; 

• Cybersicherheitsanforderungen für die Ent-

wicklung, Herstellung und das Inverkehr-

bringen von Hard- und Softwareprodukten; 

• Verbraucher sollen Cybersicherheit bei der 

Auswahl und Nutzung von Produkten und 

Dienstleistungen berücksichtigen. 

Mit der vorläufigen Einigung orientieren sich die Ge-

setzgeber weitgehend an den Vorschlägen der Eu-

ropäischen Kommission. Wichtige Ergänzungen 

umfassen u.a.: 

 

• Eine vereinfachte Methodik zur Einstufung 

digitaler Produkte, die in den Anwendungs-

bereich der VO fallen; 

• trotz der geltenden Unterstützung für die ge-

samte Lebensdauer des Produktes wurde 

eine Mindestdauer von fünf Jahren festge-

schrieben (Ausnahmen für Produkte mit vsl. 

kürzerem Nutzungs-Zeitraum); 

• eine Stärkung der Europäischen Agentur für 

Cybersicherheit (European Union Agency 

for Cybersecurity, ENISA) bei der Meldung 

von Schwachstellen oder Cyberangriffen; 

• erweiterte Unterstützung für Klein- und 

Kleinstunternehmen. 

Nach der vorläufigen Einigung werden die Verhand-

lungen nun auf fachlicher Ebene fortgesetzt. Nach 

deren Abschluss wird der Text den Gesetzgebungs-

organen, dem Europäischen Parlament und dem 

Rat der EU, zur Annahme vorgelegt. Nach der fina-

len Annahme wird der Text im offiziellen Amtsblatt 

der EU veröffentlicht und tritt 20 Tage später in Kraft. 

(zia) 

 

Politische Einigung über die Erhebung und den 

Austausch von Daten über Kurzzeitvermietun-

gen 

Am 16. November 2023 haben Rat, Parlament und 

Kommission eine vorläufige politische Einigung über 

die Erhebung und den Austausch von Daten über 

Kurzzeitvermietungen erzielt. 

Mit den Vorschriften sollen harmonisierte Registrie-

rungsanforderungen für Gastgeber und Kurzzeitver-

mietungen eingeführt werden. Nach der Registrie-

rung erhalten die Gastgeber eine Nummer, mit der 

sie ihre Unterkunft auf dem Vermietungsmarkt an-

bieten können. Diese Registrierungsnummern kön-

nen von den zuständigen nationalen Behörden über-

prüft werden. Die Online-Plattformen müssen ihrer-

seits sicherstellen, dass die Registrierungsnummer 

den Nutzern ermöglicht, das betreffende Objekt zu 

identifizieren, und dass die bereitgestellten Informa-

tionen zuverlässig und vollständig sind. Die gene-

rierten Daten werden zwischen den öffentlichen Ver-

waltungen ausgetauscht. Sie werden einerseits in 

die Tourismusstatistik einfließen und andererseits 

die öffentlichen Verwaltungen dabei unterstützen, 

gegen illegale Angebote vorzugehen. 

Bei Verstößen können die nationalen Behörden be-

schließen, die betreffende Registrierungsnummer 

zu sperren oder die Plattformen aufzufordern, den 

betreffenden Vermieter von ihrer Plattform zu entfer-

nen. Sanktionen können sowohl gegen Plattformen 

als auch gegen Gastgeber verhängt werden. 

https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/library/cyber-resilience-act-factsheet
https://www.enisa.europa.eu/media/enisa-auf-deutsch
https://www.enisa.europa.eu/media/enisa-auf-deutsch
https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2023/11/16/tourism-council-and-parliament-reach-a-deal-to-bring-more-transparency-to-short-term-accommodation-rentals/?utm_source=dsms-auto&utm_medium=email&utm_campaign=Tourism%3a+Council+and+Parliament+reach+a+deal+to+bring+more+transparency+to+short-term+accommodation+rentals
https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2023/11/16/tourism-council-and-parliament-reach-a-deal-to-bring-more-transparency-to-short-term-accommodation-rentals/?utm_source=dsms-auto&utm_medium=email&utm_campaign=Tourism%3a+Council+and+Parliament+reach+a+deal+to+bring+more+transparency+to+short-term+accommodation+rentals
https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2023/11/16/tourism-council-and-parliament-reach-a-deal-to-bring-more-transparency-to-short-term-accommodation-rentals/?utm_source=dsms-auto&utm_medium=email&utm_campaign=Tourism%3a+Council+and+Parliament+reach+a+deal+to+bring+more+transparency+to+short-term+accommodation+rentals
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Die Mitgliedstaaten müssen innerhalb von 24 Mona-

ten nach Inkrafttreten der Vorschriften eine zentrale 

Anlaufstelle einrichten. An diese Stellen müssen die 

Plattformen monatlich Informationen wie die Ad-

resse, die entsprechende Registrierungsnummer 

oder die URL der Registrierung des Nutzers über-

mitteln. Für kleine Online-Plattformen ist eine Über-

mittlung alle drei Monate vorgegeben. 

Darüber hinaus wurde der Text an die Bestimmun-

gen des Gesetzes über digitale Dienste (DSA) und 

des Gesetzes über digitale Märkte (DMA) ange-

passt, da es in diesem Bereich bisher keine Rege-

lungen gab. 

In einem nächsten Schritt müssen die Vorschriften 

von Parlament und Rat gebilligt und formell ange-

nommen werden. (gdw) 

 

Kommissionsberichte über die Energieunion 

und den Klimaschutz 

Zusammen mit dem „Bericht zur Lage der Energie-

union 2023“ hat die Europäische Kommission am 

24. Oktober 2023 weitere begleitende Berichte ver-

öffentlicht. Einer davon ist der Fortschrittsbericht 

zum Klimaschutz. Dieser bewertet die Fortschritte 

der EU bei der Verringerung der Treibhausgasemis-

sionen und gibt einen umfassenden Überblick über 

die Erfolge und Herausforderungen bei der Bekämp-

fung des Klimawandels. 

Der Bericht kommt zu dem Schluss, dass die Netto-

Treibhausgasemissionen der EU im letzten Jahr um 

etwa 3% zurückgegangen sind, was dem Trend der 

letzten 30 Jahre entspricht. Der EU ist es gelungen, 

ihre Emissionen seit 1990 kontinuierlich zu senken 

und bis 2022 eine kumulative Reduktion von 32,5% 

zu erreichen. Dies ist zum Teil auf die Eindäm-

mungsmaßnahmen zurückzuführen, die 2020 als 

Reaktion auf die Covid-19-Pandemie ergriffen wur-

den und zu einem beispiellosen Rückgang der Emis-

sionen führten. 

Positiv bewertet wird auch der Anstieg der Kohlen-

stoffmenge, die in der EU 2022 im Vergleich zum 

Vorjahr aus der Atmosphäre entfernt wurde. Die 

Prognosen der Mitgliedstaaten deuten jedoch da-

rauf hin, dass die EU ihr Ziel für 2030, jährlich 310 

Millionen Tonnen CO2 aus der Atmosphäre zu ent-

fernen, verfehlen wird. 

Der Bericht unterstreicht auch die Bedeutung des 

Engagements für erneuerbare Energien und Ener-

gieeffizienz. Er betont die dringende Notwendigkeit, 

Subventionen für fossile Brennstoffe abzuschaffen, 

die weder zur Bekämpfung der Energiearmut noch 

zu einem gerechten Übergang beitragen. 

Die Emissionsminderungen in den Sektoren außer-

halb des Emissionshandels sind insgesamt um 3% 

zurückgegangen, allerdings mit unterschiedlichen 

Trendrichtungen. So konnte der Gebäudesektor 

seine Emissionen im Vergleich zu 2021 um 9% re-

duzieren. Im Verkehrssektor ist dagegen ein Anstieg 

um 2% zu verzeichnen. 

In Bezug auf den Gebäudebestand liefert der eben-

falls veröffentlichte Bericht über die Renovierung 

des nationalen Bestands an Wohn- und Nichtwohn-

gebäuden und über Niedrigstenergiegebäude (An-

hang II des Berichts zur Lage der Energieunion) eine 

erste Bewertung der Umsetzung und der Fortschritte 

bei der Durchführung der nationalen langfristigen 

Renovierungsstrategien (LTRS) für 2020 auf der 

Grundlage der integrierten Nationalen Energie und 

Klimapläne (NECPs) für 2023. Der Bericht zeigt, 

dass das Ambitionsniveau der LTRS nicht immer mit 

dem Ziel der Klimaneutralität bis 2050 überein-

stimmt. Dennoch sind einige Fortschritte in den 

NECPs zu beobachten, z. B. in Richtung der THG-

Emissionsreduktionsziele in vielen Ländern, ohne 

dass die Ambitionen revidiert wurden. Es wird be-

tont, dass die Entwicklung des Gebäudebestands in 

den Mitgliedstaaten besser überwacht werden 

muss. Die Indikatoren und Definitionen müssen ge-

strafft und harmonisiert werden. 

Zur Situation in Deutschland hat die Europäische 

Kommission eine Übersicht mit den wichtigsten Fak-

ten zusammengestellt. (gdw) 

 

https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fenergy.ec.europa.eu%2Ftopics%2Fenergy-strategy%2Fenergy-union%2Feighth-report-state-energy-union_en&data=05%7C01%7CBuelens%40gdw.de%7C9867e74e144243afc9cb08dbd9654a32%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C638342801276261531%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0%3D%7C3000%7C%7C%7C&sdata=ZBzodCfME9114fHuLlH4ZmilWhCwLxzD8ekE4waOU4c%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fenergy.ec.europa.eu%2Ftopics%2Fenergy-strategy%2Fenergy-union%2Feighth-report-state-energy-union_en&data=05%7C01%7CBuelens%40gdw.de%7C9867e74e144243afc9cb08dbd9654a32%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C638342801276261531%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0%3D%7C3000%7C%7C%7C&sdata=ZBzodCfME9114fHuLlH4ZmilWhCwLxzD8ekE4waOU4c%3D&reserved=0
https://climate.ec.europa.eu/system/files/2023-11/com_2023_653_glossy_en_0.pdf
https://climate.ec.europa.eu/system/files/2023-11/com_2023_653_glossy_en_0.pdf
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Feur-lex.europa.eu%2Fresource.html%3Furi%3Dcellar%3Ab27b8b93-725d-11ee-9220-01aa75ed71a1.0001.02%2FDOC_3%26format%3DPDF&data=05%7C01%7CBuelens%40gdw.de%7C9867e74e144243afc9cb08dbd9654a32%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C638342801276261531%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0%3D%7C3000%7C%7C%7C&sdata=k8%2FTns%2F0kdX9YCc02MUlpUWPX8sQBFLXmo7GB95jwTA%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Feur-lex.europa.eu%2Fresource.html%3Furi%3Dcellar%3Ab27b8b93-725d-11ee-9220-01aa75ed71a1.0001.02%2FDOC_3%26format%3DPDF&data=05%7C01%7CBuelens%40gdw.de%7C9867e74e144243afc9cb08dbd9654a32%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C638342801276261531%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0%3D%7C3000%7C%7C%7C&sdata=k8%2FTns%2F0kdX9YCc02MUlpUWPX8sQBFLXmo7GB95jwTA%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Feur-lex.europa.eu%2Fresource.html%3Furi%3Dcellar%3Ab27b8b93-725d-11ee-9220-01aa75ed71a1.0001.02%2FDOC_3%26format%3DPDF&data=05%7C01%7CBuelens%40gdw.de%7C9867e74e144243afc9cb08dbd9654a32%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C638342801276261531%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0%3D%7C3000%7C%7C%7C&sdata=k8%2FTns%2F0kdX9YCc02MUlpUWPX8sQBFLXmo7GB95jwTA%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fenergy.ec.europa.eu%2Fsystem%2Ffiles%2F2023-10%2FDE_SoEUr%2520Fiche%25202023.pdf&data=05%7C01%7CBuelens%40gdw.de%7C9867e74e144243afc9cb08dbd9654a32%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C638342801276261531%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0%3D%7C3000%7C%7C%7C&sdata=7BksqiV8%2BL5jySevo1TC31wgJWtjg48NG0J9wyDJvbM%3D&reserved=0
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FINANZM ÄRKTE UND  FINANZIER UNGSFRAGEN  

Ratseinigung zur europäischen Wertpapier-

Marktinfrastruktur 

Am 6. Dezember 2023 nahm der Rat der Europäi-

schen Union seine Position für die Trilog-Verhand-

lungen mit dem Europäischen Parlament über eine 

Revision der europäischen Marktinfrastrukturregu-

lierung an. Durch eine Überarbeitung des bestehen-

den Regelwerkes soll die sogenannte Clearingland-

schaft, also die Abwicklung von Wertpapiergeschäf-

ten, in Europa attraktiver und resilienter werden. Da-

bei handelt es sich um Aktualisierungen des nach 

der Finanzkrise und vor dem Brexit geschaffenen 

Regelwerks in Form der Verordnung und der Richt-

linie über europäische Marktinfrastrukturen (EMIR) 

samt ihrer Regeln zu außerbörslichem Derivatehan-

del, zentralen Gegenparteien (CCPs) und Transak-

tionsregistern. Taggleich publizierte die Europäi-

sche Wertpapieraufsichtsbehörde ESMA einen Be-

richt zum Derivatehandel. Der Wirtschafts- und 

Währungsausschuss des Europäischen Parlaments 

hatte seine Position am 28. November angenom-

men. (zia) 

 

Einigung zu Solvency II: Investitionen in Nach-

haltigkeit und Stabilität 

Am 14. Dezember 2023 konnten das Europäische 

Parlament und der Rat der EU eine vorläufige Eini-

gung zu Solvency II (Solvabilität II) erzielen. Die Re-

formen zielen darauf ab, die Widerstandsfähigkeit 

der Versicherungsbranche zu stärken, Investitionen 

in die Wirtschaft, insbesondere im Rahmen des 

Green Deals, zu fördern und gleichzeitig einen ver-

besserten Verbraucherschutz zu gewährleisten. 

Die Richtlinie bildet die aufsichtsrechtliche Regelung 

für Versicherungs- und Rückversicherungsunter-

nehmen in der EU und trat im Januar 2016 in Kraft. 

Der Rechtsakt legt Anforderungen für Versiche-

rungs- und Rückversicherungsunternehmen in der 

EU fest, um einen angemessenen Schutz von Ver-

sicherungsnehmern und Begünstigten sicher zu 

stellen.  

Solvency II beruht auf drei Säulen (vgl. EU-Info Sep-

tember-Oktober 2023): 

• Säule I legt quantitative Anforderungen fest, 

d. h. die Bewertung der Aktiva und Passiva 

und daraus resultierende Kapitalanforde-

rungen;  

• Säule II legt qualitative Anforderungen fest, 

darunter die Unternehmensführung und das 

Risikomanagement der Unternehmen sowie 

die Bewertung des eigenen Risikos und der 

Solvabilität (ORSA);  

• Säule III regelt Aufsicht-rechtliche Berichter-

stattung und Offenlegung.  

Mit der nun erzielten vorläufigen Einigung sollen 

langfristige Garantien verbessert werden, indem sie 

risikosensitiver gestaltet werden und die Stabilität 

der Versicherungsbranche erhöhen. Eine neu ein-

geführte makroprudenzielle Dimension soll dazu 

beitragen, die Gesamtstabilität des Finanzsystems 

zu sichern. Durch die umfassende Herangehens-

weise sollen nicht nur kurz-, sondern auch langfris-

tige Risiken angemessen berücksichtigt werden. 

Die Einigung zielt, gewährleistet durch vereinfachte 

und verhältnismäßige Regeln, auf erhöhte Flexibili-

tät für Versicherungsunternehmen. Insbesondere 

kleine Versicherungsunternehmen sollen von einer 

Reduzierung des Verwaltungsaufwandes profitie-

ren. Dieser verbesserte Rahmen soll die Wettbe-

werbsfähigkeit fördern und die Geschäftstätigkeit er-

leichtern, ohne dabei die notwendigen Aufsichts-

maßnahmen zu vernachlässigen. 

Weiterhin sollen die Reformen die Koordinierung 

zwischen nationalen Aufsichtsbehörden bezüglich 

grenzüberschreitender Aktivitäten von Versicherern 

und Rückversicherern stärken. Gleichzeitig ist es 

Ziel, den Verbraucherschutz durch verstärkte Zu-

sammenarbeit der Aufsichtsbehörden und verbes-

serte Informationsmechanismen für Versicherungs-

nehmer zu stärken. 

Die Europäische Aufsichtsbehörde für das Versiche-

rungswesen und die betriebliche Altersversorgung 

(EIOPA) erhält durch die vorläufige Einigung neue 

Aufgaben. Dazu gehört die Ausarbeitung verschie-

dener technischer Standards, die eine präzisere und 

harmonisierte Umsetzung der Richtlinie in den Mit-

https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16194-2023-INIT/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16195-2023-INIT/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16195-2023-INIT/en/pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/2023-12/ESMA50-524821-2930_EU_Derivatives_Markets_2023.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/2023-12/ESMA50-524821-2930_EU_Derivatives_Markets_2023.pdf
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20231127IPR15407/meps-aim-to-make-the-eu-an-attractive-clearing-hub-while-addressing-risks
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2023/12/14/solvency-ii-and-irrd-council-and-parliament-agree-on-new-rules-for-the-insurance-sector/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2023/12/14/solvency-ii-and-irrd-council-and-parliament-agree-on-new-rules-for-the-insurance-sector/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A32009L0138
https://www.eiopa.europa.eu/index_de
https://www.eiopa.europa.eu/index_de
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gliedstaaten ermöglichen. Die Maßnahme soll ein-

heitliche Standards für eine effektive Überwachung 

und Regulierung schaffen. 

Der Rat und das Parlament haben sich darauf ver-

ständigt, dass die neuen Vorschriften zu einem spä-

teren Zeitpunkt durch delegierte Rechtsakte durch 

die Europäische Kommission ergänzt werden sol-

len. Diese Rechtsakte dienen einer ausgewogenen 

Überprüfung des Solvency-II-Aufsichtsrahmens in 

Bezug auf die Kapitalanforderungen.  

Im nächsten Schritt muss die nun erzielte politische 

Einigung noch durch das Europäische Parlament 

und den Rat der EU formell bestätigt werden, bevor 

der Text im Amtsblatt der EU veröffentlicht und 20 

Tage darauf in Kraft treten kann. (zia) 

 

  

 

ESMA: Verwendung von Nachhaltigkeitsbegrif-

fen 

Die Europäische Wertpapierbehörde ESMA gab am 

14. Dezember 2023 bekannt, dass sie die Annahme 

und Veröffentlichung ihrer Richtlinien zur Verwen-

dung von ESG-/nachhaltigkeitsbezogenen Begriffen 

in Fondsnamen auf nun voraussichtlich das 2. Quar-

tal 2024 verschieben wird. Damit will sie sicherstel-

len, dass die Ergebnisse der letzten Überarbeitung 

europäischer Fondsrichtlinien (namentlich AIFMD 

und UCITS) berücksichtigt werden können. Die 

Richtlinien werden drei Monate nach ihrer Veröffent-

lichung auf der ESMA-Website in allen EU-Amts-

sprachen anwendbar sein, wobei für bestehende 

Fonds eine sechsmonatige Übergangsfrist vorgese-

hen ist. (zia)  

 

STALTUNGEN

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32011L0061
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32009L0065
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AKTU ELLES AU S D ER FÖRD ER LAND SCHAFT / VERAN STALTUN GEN  

Erste Diskussionen zur Kohäsionspolitik nach 

2028 

Der europäischen Idee folgend, stellt die Kohäsions-

politik ein wichtiges Investitionsinstrument für mehr 

sozialen und wirtschaftlichen Zusammenhalt zwi-

schen allen Regionen in Europa dar. Mit Blick auf 

eine sinnvolle Weiterführung der Kohäsionspolitik 

nach 2028, werden hierzu aktuell im Rahmen von 

regelmäßigen Treffen einer Expertenkommission 

(sogenannte High-Level-Group) in Brüssel, erste 

Überlegungen diskutiert und in einem Bericht kon-

kretisiert, der gemeinsam mit der anvisierten Veröf-

fentlichung des 9. Kohäsionsbericht der Europäi-

schen Kommission Ende März 2024 den Grundstein 

für die Ausgestaltung der kommenden Förder- 

periode legen wird. 

In Folge multipler Krisen wird der soziale Zusam-

menhalt in Europa als mehr gefährdet denn je ange-

sehen. In Ergänzung zu der europäischen Experten-

kommission laufen die Diskussionen zu einer auf 

diese Krisen reagierende, zukunftsfähige Weiterent-

wicklung der Kohäsionspolitik auch im nationalen 

Kontext auf Hochtouren. Ende November und An-

fang Dezember 2023 fanden Diskussionsveranstal-

tungen der Landesvertretungen Baden-Württem-

berg und Niedersachsen in Brüssel statt. 

Bei der Veranstaltung in der Landesvertretung Nie-

dersachsen wurde die zukünftige Ausgestaltung der 

Kohäsionspolitik unter anderem mit Beiträgen aus 

dem Europäischen Parlament, der Europäischen 

Kommission und des Ausschusses der Regionen 

besprochen. In diesem interdisziplinären Austausch 

und aus den vorgestellten wissenschaftlichen Er-

kenntnissen der Bertelsmann Stiftung wurde deut-

lich, dass die einzelnen Instrumente der Kohäsions-

politik funktionieren und das Selbstverständnis der 

Kohäsionspolitik aktuell stärker ausgeprägt sei als in 

vorangegangenen Förderperioden.  

Mit Blick auf die Kohäsionspolitik nach 2028 wurde 

der Bedarf eines stärkeren Zusammendenkens des 

Regionalen und Europas hervorgehoben, eng ver-

bunden mit der Zielsetzung, Europa für Bürger spür-

barer zu machen. Neben einem Appell für mehr  

Flexibilität innerhalb und zwischen den EU-Struk-

turfonds, wurde außerdem für eine stärkere Resili-

enz aller Regionen und eine finanziell stark ausge-

stattete Kohäsionspolitik plädiert, damit die europäi-

sche Integration auch weiterhin sinnvoll gestärkt 

werden könne. Darüber hinaus wurde die Forderung 

einer konsequenteren Einbindung der Belange des 

Klimaschutzes in die Ausgestaltung der Kohäsions-

politik laut. 

Alle geführten Diskussionen und Workshops der Ex-

pertenkommission sind auf der Webseite der Euro-

päischen Kommission einsehbar. Die Veröffentli-

chung eines zusammenfassenden Berichtes ist für 

Januar 2024 vorgesehen. (dv) 

 

Bund-Länder-Workshop des BMWSB zur inte-

grierten Stadtentwicklung in den EU-Struk-

turfonds 

Mit dem Ziel der Erstellung einer systematischen 

Übersicht der neuen Förderlandschaft in Deutsch-

land beauftragte das Bundesministerium für Woh-

nen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB) 

eine Studie zur städtischen Dimension in den EU-

Strukturfonds in der Förderperiode 2021-2027. Mit 

der Studie möchte das BMWSB nicht nur eine Hand-

reichung über aktuelle Förderthemen, Instrumente 

und Methoden für die Akteure der Nationalen Stadt-

entwicklungspolitik erarbeiten, sondern auch belast-

bare Argumente zum Erhalt, Anpassung und der 

weiteren Förderung der integrierten Stadtentwick-

lung nach 2028 zusammentragen. Im Rahmen eines 

Bund-Länder-Workshops in Berlin konnten am 23. 

November 2023 erste Zwischenergebnisse der Stu-

die vorgestellt und diskutiert werden. Die Endergeb-

nisse der Studie sollen Ende 2024 auf dem Nationa-

len Stadtentwicklungskongress (NSP) in Heidelberg 

präsentiert werden. (dv) 

 

Europäische Kommission zeichnet Erneuerbare 

Energien-Projekte aus 

Im Rahmen der Europäischen Woche für nachhal-

tige Energie (European Sustainable Energy Week, 

EUSEW) lobt die Europäische Kommission den 

EUSEW Award 2024 aus. Der Preis zeichnet Pro-

jekte aus, die die Dekarbonisierung der EU und de-

ren Energieerzeugung oder -nutzung voranbringen. 

Die drei Auszeichnungskategorien umfassen die 

https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/themen/aktuelle-meldungen/2023/dezember/energiewende-aufschwung-fuer-europas-laendliche-regionen
https://ec.europa.eu/regional_policy/policy/how/future-cohesion-policy_en
https://ec.europa.eu/regional_policy/policy/how/future-cohesion-policy_en
https://www.nationale-stadtentwicklungspolitik.de/NSPWeb/SharedDocs/Projekte/Foerderprojekt/stadt-in-der-eu-foerderung.html
https://www.nationale-stadtentwicklungspolitik.de/NSPWeb/SharedDocs/Projekte/Foerderprojekt/stadt-in-der-eu-foerderung.html
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Kategorien Innovation, Local Energy Action und Wo-

man in Energy. Die Finalisten werden durch eine 

Jury ausgewählt, die Gewinner durch eine öffentli-

che Abstimmung. Weitere Informationen zu den 

Auswahlkriterien und Bedingungen stehen online 

zur Verfügung. Projekte können bis zum 1. Februar 

2024 eingereicht werden. Die Gewinner werden im 

Rahmen der EUSEW 2024 am 11. Juni 2024 prä-

sentiert. (zia) 

 

Bevorstehender Infotag zum ELENA-Programm 

Die Europäische Investitionsbank (EIB) lädt zum In-

formationstag des ELENA-Programms (European 

Local ENergy Assistance), einem Europäischen Fi-

nanzierungsinstrument für nachhaltige Energiepro-

jekte von Städten und Regionen, ein. Als gemein-

same Initiative der EIB und der Europäischen Kom-

mission, bietet das ELENA-Programm Städten und 

Regionen Unterstützung in den Bereichen Energie-

effizienz, Nachhaltiges Wohnen sowie Stadtverkehr 

und Mobilität. Förderfähig sind sowohl der öffentli-

che als auch der private Sektor. Der Informationstag 

findet am 22. Februar 2024 in Frankfurt statt. Neben 

einer detaillierten Vorstellung des Programms, soll 

im Rahmen der Veranstaltung auch ein Erfahrungs-

austausch erster Programmanwendungen in 

Deutschland sowie eine ausführliche Besprechung 

des Bewerbungsprozess erfolgen. (dv)  

https://sustainable-energy-week.ec.europa.eu/awards/guidelines-awards-2024/innovation-award-2024_en
https://sustainable-energy-week.ec.europa.eu/awards/guidelines-awards-2024/local-energy-action-award-2024_en
https://sustainable-energy-week.ec.europa.eu/awards/guidelines-awards-2024/woman-energy-award-2024_en
https://sustainable-energy-week.ec.europa.eu/awards/guidelines-awards-2024/woman-energy-award-2024_en
https://sustainable-energy-week.ec.europa.eu/awards_en
https://sustainable-energy-week.ec.europa.eu/awards_en
https://www.eib.org/de/products/advisory-services/elena/index.htm
https://www.eib.org/de/products/advisory-services/elena/index.htm

